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Heute:
Regierungsrat

Ursula Hafner-Wipf (bisher, SP)

«Gute Gesundheitsversorgung mit genügend Hausärzten»
NEUHAUSEN. Ursula Hafner-
Wipf wurde am 29. August 2004 
erstmals in den Regierungsrat 
gewählt. Sie betreut aktuell das 
Departement des Innern.

Schaffhauser Bock: Frau Hafner, was ge-
fällt Ihnen am Amt des Regierungsrats? 
Ursula Hafner: Es ist ein anspruchsvolles, 
aber sehr spannendes und abwechslungs-
reiches Amt. Wichtige Weichen für die 
Zukunft können gestellt werden, und ich 
engagiere mich sehr gerne für das Wohl 
unserer Bevölkerung und des Kantons.

Ihr Hauptziel für die nächste Legislatur?
Hafner: Eine gute Gesundheitsversorgung 
der Kantonsbevölkerung liegt mir sehr am 
Herzen. Dazu gehören genügend Haus-
ärztinnen und Hausärzte. Das Spital muss 
baulich erneuert werden, um auch in Zu-

kunft eine zeitgemässe medizinische und 
pflegerische Versorgung der Patienten und 
Patientinnen zu gewährleisten. Unsere äl-
tere Wohnbevölkerung braucht eine leis-
tungsfähige Spitex und genug Heimplätze.

Gibt es Handlungsbedarf  seitens der Regierung 
bezüglich Tiefenlager für radioaktive Abfälle?
Hafner: Nach wie vor muss der Regie-
rungsrat das Verfahren sehr kritisch be-
gleiten. Viele Fragen sind noch offen, ins-

besondere was die Sicherheit eines Lagers 
für diese gefährlichen Abfälle betrifft. Die 
Regierung muss die Interessen der Bevöl-
kerung wahrnehmen und sich an die ge-
setzliche Verpflichtung zum Widerstand 
halten. Die zukünftige Entwicklung unse-
rer Region darf  nicht durch ein radioakti-
ves Lager negativ beeinflusst werden.

Für die Sanierung der Spitäler Schaffhausen 
müssen wohl die Steuern erhöht werden, da 
keine Rückstellungen getätigt wurden. Sollen 
solche in Zukunft getätigt werden?
Hafner: Die Finanzierung der Spitaler-
neuerung ist noch offen. Diese muss erst 
mit der Kreditvorlage Anfang 2015 ge-
klärt sein. Bis dahin werden verschiedene 
Möglichkeiten aufgezeigt, und den ab-
schliessenden Entscheid fällt das Schaff-
hauser Stimmvolk. Investitionsspitzen 
wie in der jetzigen Phase hat es im Kan-
ton immer wieder gegeben. Damit auch 
die nächste Generation grosse Vorhaben 

finanzieren kann, wäre ein Investitions-
fonds sinnvoll. Die Miete der Spitäler von 
jährlich 10,6 Millionen Franken muss 
zweckgebunden verwendet werden. Eine 
Rückstellung für zukünftige Erneuerun-
gen ist nötig. 

Macht es bei der aktuellen finanziellen Situati-
on des Kantons Sinn, die Steuern zu erhöhen?
Hafner: Eine Steuererhöhung steht für 
die Regierung momentan nicht im Vor-
dergrund. Die grossen Investitionen (Ag-
gloprogramm, Sicherheitszentrum, Spi-
talbauten) können jedoch kaum mit den 
ordentlichen Mitteln finanziert werden. 
Daher sieht der Regierungsrat mit einem 
Steuerzuschlag zur Deckung der Spitzen-
belastung eine Möglichkeit, alle wichtigen 
Projekte realisieren zu können. Die Ver-
gangenheit zeigt, dass die Schaffhauser 
Bevölkerung wiederholt bereit war, für nö-
tige Investitionen in die Zukunft befristet 
etwas mehr Steuern zu zahlen.

Christian Amsler (bisher, FDP)

«Hohe Qualität des Bildungswesens trotz Spardruck»
STETTEN. Christian Amsler 
wurde am 29. November 2009 
erstmals in den Regierungsrat 
gewählt. Er betreut aktuell das 
Erziehungsdepartement.

Schaffhauser Bock: Herr Amsler, was ge-
fällt Ihnen am Amt des Regierungsrats?
Christian Amsler: Schon immer habe ich 
gerne Verantwortung übernommen und 
angepackt. Dies beinhaltet das Regierungs-
amt. Ich bin viel mehr der Exekutiv- als der 
Legislativtyp. Ich gestalte gerne mit und 
baue aktiv an Schaffhausens Zukunft. Vor 
allem gefallen mir aber der intensive Kon-
takt zu den Menschen und die Vielseitigkeit 
des Amtes. Ich habe eine wunderbare und 
verantwortungsvolle Aufgabe, die mir täg-
lich grosse Freude macht und dann und 
wann einen recht breiten Rücken braucht. 
Nun, den habe ich ja!

Ihr Hauptziel für die nächste Legislatur?
Amsler: Wir sind stolz auf  die Schaffhau-
ser Schulen. Es ist mir ein grosses Anliegen, 
die Qualität des Schaffhauser Bildungs-
wesens hoch zu behalten, auch in Zeiten 
des momentanen Spardrucks, dem die 
Schaffhauser Regierung als Team ausge-
setzt ist. Gleichzeitig müssen wir uns aber 
in unserem wunderschönen Kanton in 
der kommenden Legislatur auch ernsthaft 
Gedanken machen zu Strukturfragen im 
Bereich Gemeinden, Dienstleistungen und 
insbesondere auch der Volksschule.

Gibt es Handlungsbedarf  seitens der Regierung 
bezüglich Tiefenlager für radioaktive Abfälle?
Amsler: Wir haben eine klare regierungs-
rätliche Haltung zum Tiefenlager, die von 
uns immer und überall kommuniziert 
wird. Dazu haben wir auch einen gesetzli-
chen Grundauftrag, den wir als Gremium 
geschlossen wahrnehmen. Wir wollen das 
atomare Tiefenlager in unserer Region mit 

allen uns zur Verfügung stehenden Mitteln 
verhindern.

Für die Sanierung der Spitäler Schaffhausen 
müssen wohl die Steuern erhöht werden, da 
keine Rückstellungen getätigt wurden. Sollen 
solche in Zukunft getätigt werden?
Amsler: Der Kantonsrat hat mit einem 
ersten Kredit nur einmal grünes Licht ge-
geben, die Planung voranzutreiben. Die 
genaue Finanzierung mit verschiedenen 
Varianten wird dann erst mit der konkreten 
Kreditvorlage aufgezeigt werden. Es ist total 
verfrüht bereits von einer Steuererhöhung 
zu sprechen. Politisch müssen wir aber 
in der Regierung und im Kantonsrat tat-
sächlich über künftige Rückstellungen für 
Grossvorhaben diskutieren.

Macht es bei der aktuellen finanziellen Situati-
on des Kantons Sinn, die Steuern zu erhöhen?
Amsler: Nein, das widerspricht der klaren 
Haltung der Regierung. Wir haben uns die 

heutige prosperierende Wirtschafts- und 
Immobiliensituation mit durch die Steuer-
politik erschaffen. Die aktuelle schwierige 
Finanzlage ist durch eine Kumulation von 
Ertragsausfällen entstanden und nicht 

durch die 10 zukunftsgerichteten Steuer-
senkungsschritte der letzten Jahre. Bei der 
momentanen Finanzlage sehen wir aller-
dings auch keine weiteren Steuersenkun-
gen in nächster Zeit vor. 

Ernst Landolt (bisher, SVP)

«Florierende Volkswirtschaft, von der alle profitieren»
RÜDLINGEN. Ernst Landolt 
wurde am 29. August 2010 
erstmals in den Regierungsrat 
gewählt. Er betreut aktuell das 
Volkswirtschaftsdepartement.

Schaffhauser Bock: Herr Landolt, was ge-
fällt Ihnen am Amt des Regierungsrats?
Ernst Landolt: Meine Arbeit als Regie-
rungsrat ist interessant, spannend und 
vielfältig. Vielfältig allein schon deshalb, 
weil ich mit der Volkswirtschaft und der 
Justiz ein sehr breites Departement führen 
darf. Ich finde es eine faszinierende Aufga-
be, mich mit aller Kraft an vorderster Front 
für optimale Rahmenbedingungen für die 
Wirtschaft und für eine hohe Lebensqua-
lität für die Bevölkerung unseres schönen 
Kantons einsetzen zu können. 

Ihr Hauptziel für die nächste Legislatur?

Landolt: Gemeinsam mit dem ganzen 
Regierungskollegium und zusammen mit 
dem Kantonsrat will ich eine gute Politik 
machen für unsere gesamte Volkswirt-
schaft und für alle Menschen im Kanton. 

Eine florierende Volkswirtswirtschaft liegt 
mir sehr am Herzen, weil wir letztlich alle 
davon profitieren. Was den Justizbereich 
anbetrifft, so will ich das Projekt eines Po-
lizei- und Sicherheitszentrums mit unver-

mindert hohem Elan ans Ziel bringen. Hier 
herrscht grosser Handlungsbedarf, des-
halb müssen wir vorwärts machen.  

Gibt es Handlungsbedarf  seitens der Regierung 
bezüglich Tiefenlager für radioaktive Abfälle?
Landolt: Ja, ganz sicher. Der Regierungs-
rat hat den gesetzlichen Auftrag, sich 
tatkräftig gegen ein Tiefenlager für ra-
dioaktive Abfälle zur Wehr zu setzen. Es 
gilt konsequent aufzuzeigen, dass unsere 
Region allein schon wegen des Grund-
wasserschutzes für ein Tiefenlager nicht 
geeignet ist. Das ist übrigens neuerdings 
auch die Meinung der Zürcher Regie-
rung. Ausserdem zeigt eine wissenschaft-
liche Studie klar, dass die Planung und 
erst recht der Bau eines Tiefenlagers die 
positive Entwicklung des Kantons Schaff-
hausen markant schwächen würden.

Für die Sanierung der Spitäler Schaffhausen 
müssen wohl die Steuern erhöht werden, da 

keine Rückstellungen getätigt wurden. Sollen 
solche in Zukunft getätigt werden?
Landolt: Es ist verfrüht, hinsichtlich des 
Spitalprojekts von einer Steuererhöhung 
zu sprechen. Wenn wir bis ins Jahr 2020 
unsere strategischen Ziele (Einwohnerzahl 
im Kanton Schaffhausen 80 000, Arbeits-
plätze 40 000) erreichen, werden auch die 
finanziellen Perspektiven unseres Kantons 
besser sein, als sie momentan sind. 

Macht es bei der aktuellen finanziellen Situati-
on des Kantons Sinn, die Steuern zu erhöhen?
Landolt: Nein, eine Steuererhöhung 
macht keinen Sinn. Die Politik der kon-
tinuierlichen Steuersenkung hat die 
Attraktivität des Kantons sowohl für Un-
ternehmungen als auch für natürliche 
Personen nachgewiesenermassen gestei-
gert und dem Kanton sowie den Gemein-
den per Saldo mehr Steuereinnahmen 
gebracht. Diese Erfolgsstrategie gilt es 
weiterzuverfolgen.

Reto Dubach (bisher, FDP)

«Weitere Verbesserung der Standortqualität»
SCHAFFHAUSEN. Reto Du-
bach wurde am 2. September 
2007 erstmals in den Regie-
rungsrat gewählt. Er betreut 
aktuell das Baudepartement.

Schaffhauser Bock: Herr Dubach, was ge-
fällt Ihnen am Amt des Regierungsrats?
Reto Dubach: Schaffhausen ist ein Kanton 
mit vielen Qualitäten, und mit der Bevöl-
kerung fühle ich mich eng verbunden. Das 
Wohl der Region liegt mir sehr am Herzen. 
Als Regierungsrat kann und will ich dazu ei-
nen Beitrag leisten. Zudem habe ich Freude 
am herausfordernden und abwechslungs-
reichen Amt und engagiere mich gerne.  

Ihr Hauptziel für die nächste Legislatur?
Dubach: Hauptziel ist und bleibt die weite-
re Verbesserung der Standortqualität. Dazu 
gehören unter anderem schnelle Verkehrs-

verbindungen auf  Strasse und Schiene, 
eine massvolle Wohnraumentwicklung 
innerhalb der Siedlungsgebiete, zusätzliche 
Arbeitsplätze sowie ein familienfreundli-
ches und altersgerechtes Umfeld. Mit einer 
innovativen Standortpolitik gewinnen wir 
Wertschöpfung, um den Staatshaushalt 
finanziell ausgeglichen zu halten und Spiel-
raum für künftige Investitionen zu haben. 

Gibt es Handlungsbedarf  seitens der Regierung 
bezüglich Tiefenlager für radioaktive Abfälle?
Dubach: Der Widerstand, zu dem die Be-
hörden auch von Gesetzes wegen verpflich-
tet sind, ist konsequent fortzusetzen. Alle 
drei Standorte für mögliche Tiefenlager im 
Kanton oder dessen Nachbarschaft sind 
ungeeignet. Sie befinden sich teilweise am 
Rand von dichtbesiedeltem Gebiet, teilweise 
über Gewässerschutzbereichen oder las-
sen sich verkehrsmässig nicht vernünftig 
erschliessen. Damit der Widerstand auf  
nationaler Ebene glaubwürdig ist, muss der 

Kanton schrittweise von der Kernenergie 
auf  erneuerbare Energien umsteigen.

Für die Sanierung der Spitäler Schaffhausen 
müssen wohl die Steuern erhöht werden, da 

keine Rückstellungen getätigt wurden. Sollen 
solche in Zukunft getätigt werden?
Dubach: Es stimmt, dass die Finanzierung 
der Gesamtsanierung der Spitäler noch 
nicht sichergestellt ist. Zusammen mit der 

Ausarbeitung eines abstimmungsreifen 
Projekts für die erste Bauetappe sind alle 
möglichen Finanzierungsvarianten vertieft 
zu prüfen. Wir müssen uns im Klaren sein: 
Rückstellungen allein lösen das Problem 
nicht, denn das Geld, das dafür verwendet 
wird, fehlt einfach an einem andern Ort. 

Macht es bei der aktuellen finanziellen Situati-
on des Kantons Sinn, die Steuern zu erhöhen?
Dubach: Nein. Nur dank tieferen Steuern 
und besseren Verkehrsverbindungen ist 
Schaffhausen heute gegenüber anderen 
Regionen wieder konkurrenzfähiger. Un-
sere Wirtschaft wächst und die Zahl der 
Arbeitsplätze steigt. Der Halbstundentakt 
von und nach Zürich wird für zusätzliche 
Impulse sorgen. Im Übrigen sind die aktu-
ellen Defizite im Staatshaushalt nicht eine 
Folge der Steuerpolitik, sondern eine nicht 
vorhersehbare Kumulation von Einnahme-
ausfällen etwa durch Nationalbank, Bun-
dessteuern, Finanzausgleich und Axpo.

Rosmarie Widmer Gysel (bisher, SVP)

«Ausgeglichenen Staatshaushalt und Sicherheit»
WILCHINGEN. Rosmarie Wid-
mer Gysel wurde am 29. August 
2004 erstmals in den Regie-
rungsrat gewählt. Sie betreut 
aktuell das Finanzdepartement.

Schaffhauser Bock: Frau Widmer Gysel, 
was gefällt Ihnen am Amt des Regierungsrats?
Rosmarie Widmer Gysel: Die Arbeit ist 
spannend und abwechslungsreich. Der 
Kanton steht vor grossen Herausforde-
rungen, welche Lösungen erfordern. Dazu 
einen Beitrag zu leisten zum Wohl unserer 
Bevölkerung motiviert mich und gibt mir 
viel Befriedigung. Selbstverständlich ist das 
nicht immer ein «Zuckerschlecken», aber 
das Positive überwiegt bei Weitem. 

Ihr Hauptziel für die nächste Legislatur?
Widmer Gysel: Ich will dazu beitragen, 
dass das verfassungsmässige Ziel des ausge-

glichenen Staatshaushaltes bis spätestens 
2016 erreicht wird. Die Regierung hat mit 
ESH3 die Grundlage geschaffen, um die 
kantonalen Aufgaben auch in Zukunft er-
füllen zu können. Die Sicherheit für unsere 

Bevölkerung muss weiterhin gewährleis-
tet bleiben. Ich werde zusammen mit der 
Schaffhauser Polizei, aber auch mit dem Zi-
vilschutz und den Feuerwehren, alles daran 
setzen, dass unsere Bevölkerung sich sicher 

fühlen kann und wir für Not- und Katastro-
phenfälle gerüstet sind. Unser Kanton ge-
hört im eGovernment zu den Pionieren, da-
für engagiere ich mich weiterhin. Denn mit 
einem effizienten und kundenfreundlichen 
Service Public verschaffen wir uns Wettbe-
werbs- und Standortvorteile.

Gibt es Handlungsbedarf  seitens der Regierung 
bezüglich Tiefenlager für radioaktive Abfälle?
Widmer Gysel: Wir müssen weiterhin 
wachsam bleiben und mit Nachdruck die 
Interessen unseres Kantons im Sachplan-
verfahren einbringen.

Für die Sanierung der Spitäler Schaffhausen 
müssen wohl die Steuern erhöht werden, da 
keine Rückstellungen getätigt wurden. Sollen 
solche in Zukunft getätigt werden?
Widmer Gysel: Eine Investition von rund 
240 Millionen Franken braucht eine gesi-
cherte Finanzierung, wofür unsere Vorgän-
gergenerationen bei den vergleichbar gros-

sen Spitalinvestitionen in den 1950er- und 
1970er-Jahren ebenfalls gesorgt haben. Sol-
che Investitionen überschreiten bei weitem 
die im Staatshaushalt verkraftbaren Netto-
investitionen von rund 30 Millionen Fran-
ken pro Jahr. Daran hätte sich auch nichts 
geändert, wenn seit dem Wegfall der letzten 
Spitalsteuer im Jahr 2007 Rückstellungen 
getätigt worden wären.

Macht es bei der aktuellen finanziellen Situati-
on des Kantons Sinn, die Steuern zu erhöhen?
Widmer Gysel: Steuererhöhungen sind im 
Moment kein Thema, sie würden unserer 
bewährten Strategie zuwider laufen. Wir 
müssen zuerst nach anderen Möglichkeiten 
suchen, bevor die Bürgerinnen und Bür-
ger mit höheren Steuern zur Kasse gebeten 
werden. Auch die meisten Steuerzahlenden 
müssen das Notwendige vom Wünschbaren 
unterscheiden und können sich nicht alles 
leisten. Was sie an höheren Steuern zahlen 
müssen, fehlt in ihrem Portemonnaie. 

Werner Bächtold (neu, SP)

«Staatshaushalt sanieren und in Infrastruktur investieren»
SCHAFFHAUSEN. Werner 
Bächtold ist der einzige Heraus-
forderer bei der kommenden 
Regierungsratswahl. Er ist seit 
2004 im Kantonsrat.

Schaffhauser Bock: Herr Bächtold, was in-
teressiert Sie am Amt des Regierungsrats?
Werner Bächtold: Regierungsrat ist ein 
sehr interessantes und anforderungsrei-
ches Amt, verbunden mit viel Verantwor-
tung. Es reizt mich, zusammen mit moti-
vierten Mitarbeitenden einen Beitrag zu 
einer positiven Entwicklung unseres Kan-
tons zu leisten. Als Kantonsrat und Mitglied 
der Geschäftsprüfungskommission konnte 
ich mir vertiefte Kenntnisse in den meisten 
Dossiers erwerben und fühle mich für diese 
grosse Herausforderung gut gerüstet.

Ihr Hauptziel für die nächste Legislatur?

Bächtold: Die Sanierung des Staats-
haushalts braucht grosse Anstrengun-
gen. Daneben müssen wir aber in die 
Infrastruktur und in andere wichtige 
Vorhaben investieren: Neubau Spital, 
Tagesstrukturen, Sportstätten, Ausbau 
des öffentlichen Verkehrs, um nur die 
wichtigsten zu nennen. Wir dürfen den 
folgenden Generationen keine verlotterte 
Infrastruktur überlassen.

Gibt es Handlungsbedarf  seitens der Regierung 
bezüglich Tiefenlager für radioaktive Abfälle?
Bächtold: Ein Endlager muss mit aller 
Kraft verhindert werden. Um das glaub-
würdig tun zu können, muss einerseits der 
Ausstieg aus der Atomenergie verbindlich 
beschlossen und terminiert werden. An-
dererseits müssen wir die Produktion von 
erneuerbarer Energie organisieren. Auf  
jedem Scheunen- und Fabrikdach, auf  
jedem geeigneten Wohnhaus muss eine 
Photovoltaikanlage montiert werden. Die 

Nutzung eines Teils des Rheinfallwassers 
zur Stromproduktion muss ernsthaft ge-
prüft werden. Windräderbau in Schutzge-
bieten gehören nicht zur ersten Priorität.

Für die Sanierung der Spitäler Schaffhausen 
müssen die Steuern erhöht werden, da keine 
Rückstellungen getätigt wurden. Sollen solche 
in Zukunft getätigt werden?
Bächtold: Unser Kanton tut, was sich 
kein privater Liegenschaftsbesitzer erlau-
ben kann: Er verbraucht laufend die gut 
10 Millionen Franken Mietzinsen, welche 
die Spitäler jährlich abliefern! Dieses Geld 
muss künftig zurückgestellt werden.

Macht es bei der aktuellen finanziellen Situati-
on des Kantons Sinn, die Steuern zu erhöhen?
Bächtold: Unser Kanton steht vor Jah-
ren mit grossen Defiziten. Diese sind ent-
standen, weil man im letzten Jahrzehnt 
die Steuern zu stark gesenkt hat. Unsere 
mehrheitlich bürgerliche Regierung ver-

sucht nun, die Defizite mit einem Spar-
paket aufzufangen. Während von den 
Steuersenkungen wenige viel profitiert 
haben, soll nun der Mittelstand  die Löcher 
stopfen. Damit wird die Umverteilung von 

unten nach oben fortgesetzt. Sinnvolle 
Sparvorschläge trage ich gerne mit. Einen 
ausgeglichenen Haushalt erreichen wir 
aber nur, wenn wir auch punktuelle Steu-
ererhöhungen beschliessen.
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